
 

 

 

 

 

 
 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE zur Entkriminalisierung 
von Cannabis  

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Betäubungsmittelgesetzes – Entkrimi-
nalisierung von Cannabis (Drucksache 20/2579) zielt darauf ab, dass Konsumierende 
von Cannabis künftig von Maßnahmen der Strafverfolgung geschützt werden. So soll 
sowohl der Besitz als auch der Erwerb von 30g Cannabis in Form von Blüten oder 
Harz, sowie der Anbau von 3 (weiblichen) Cannabispflanzen in Zukunft gestattet 
werden. 

Gesundheitspolitische Bewertung 

Die Entkriminalisierung von Cannabis erscheint angesichts des relativ geringen Schadensprofils als angemes-
sen. Die Aufrechterhaltung der Prohibition gegenüber Cannabis kann vor dem Hintergrund des sehr liberalen 
Umgangs mit Alkohol – einer sehr viel schädlicheren Substanz – nicht begründet werden. Mögliche gesund-
heitsbezogenen Auswirkungen einer Entkriminalisierung von Cannabis werden im Folgenden kurz umrissen. 

Aus der Literatur wird deutlich, dass die Entkriminalisierung von Cannabis in US-Bundestaaten wie beabsichtigt 
zu einer drastischen Reduktion der Strafverfahren geführt hat - allerdings ohne die Ungleichbehandlung ver-
schiedener ethnischer Gruppen zu reduzieren (Gunadi & Shi, 2022). Die gesundheitsbezogenen Konsequenzen 
von Strafverfolgung sind bislang nicht quantifiziert, es ist jedoch anzunehmen, dass sich ein Wegfall der Re-
pressionen (z.B. Führerscheinentzug, Arbeitsplatzverlust) durchaus positiv auf die Gesundheit der Konsumie-
renden auswirken kann. Allerdings ist auch zu erwähnen, dass ein beträchtlicher Teil der ambulanten und sta-
tionären Suchtberatungen bzw. -behandlungen auf richterliche Anordnungen zurückgeht (Brand et al., 2016). 
Es ist anzunehmen, dass ein Teil dieser Beratungen nicht erforderlich ist, da keine Konsumprobleme bestehen. 
Andererseits profitiert vermutlich ein Teil der Konsumierenden durch diese Beratungen, allerdings sind belast-
bare Zahlen hierzu nicht verfügbar. Durch eine Entkriminalisierung ist also zu erwarten, dass die Zahl der ange-
ordnete Suchtberatungen zurückgeht, wobei nicht abschätzbar ist, inwieweit sich hierdurch die Zahl der erfor-
derlichen Beratungen reduziert. Grundsätzlich ist jedoch anzumerken, dass Strafverfolgungsbehörden nicht 
dazu qualifiziert sind über die Notwendigkeit von Beratung oder Therapie zu entscheiden. Vielmehr sollte die 
Identifikation von Personen mit Beratungs- oder Therapiebedarf in sozialarbeiterischen,  sowie medizinischen 
Settings gestärkt werden 

Um die Auswirkungen einer Entkriminalisierung von Cannabis vollumfänglich zu verstehen, ist die Entwicklung 
der Cannabiskonsumprävalenz zu berücksichtigen. Im vergangenen Jahrzehnt ist die Prävalenz von Can-
nabiskonsum stetig angestiegen und lag im Jahr 2021 bei 8,8% unter den 18-64-jährigen (Rauschert et al., 
2022). Inwiefern die Entkriminalisierung zu einer Beschleunigung oder Abbremsung dieses Trends beitragen 
wird, ist schwer vorherzusehen. Die internationale Literatur zur Auswirkung der Entkriminalisierung auf die 
Konsumprävalenz ist heterogen, jedoch berichtete etwa die Hälfte der in einer Übersichtsarbeit identifizierten 
13 Studien keine Veränderung des Cannabiskonsums im Zusammenhang mit der Entkriminalisierung (Anstieg 
oder Absenkung in restlichen Studien berichtet: (Melchior et al., 2019)). Außerdem haben sich die Verkaufs-
preise von Opiaten und Kokain nach der Drogenentkriminalisierung in Portugal nicht verändert (Daten für Can-
nabis nicht ausgewertet; (Félix & Portugal, 2017)), was ein gutes Zeichen ist, da fallende Preise den Konsum 
begünstigen könnten.  
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Vor dem Hintergrund der verfügbaren Evidenz ist also vorsichtig anzunehmen, dass durch eine Liberalisierung 
der Cannabisgesetzgebung in Form einer Entkriminalisierung der Trend eines zunehmenden Cannabiskonsums 
vermutlich nicht gestoppt wird. Es ist also mit einem weiteren Anstieg des Konsums zu rechnen – jedoch ver-
mutlich unabhängig vom Vorhaben der Entkriminalisierung. 

Ein zentrales Risiko, was im Zusammenhang mit Cannabis besteht, ist das Führen eines Fahrzeugs im Anschluss 
des Konsums, also unter beeinträchtigter Aufmerksamkeit und Wahrnehmung. Die vermutlich robusteste Stu-
die zu diesem Sachverhalt schätzt, dass sich das Risiko eines Verkehrsunfalls unter Cannabiseinfluss leicht bis 
moderat (d.h., um 10 bis 60%) erhöht (Rogeberg & Elvik, 2016)), jedoch steigert sich dieses Risiko erheblich in 
Kombination mit Alkohol (Simmons et al., 2022). Eine systematische Übersichtsarbeit zum Einfluss der Liberali-
sierung von Cannabisgesetzen auf die Verkehrssicherheit in den USA zeigt, dass die Zahl positiver THC-Tests 
unter Fahrer:innen, die in tödliche Unfälle verwickelt waren, nach der Entkriminalisierung leicht bis moderat 
(d.h., um 10 bis 70%) anstieg (Windle et al., 2022). Allerdings war die Zahl der tödlichen Unfälle nicht von der 
Entkriminalisierung betroffen. Es steht also nicht zu befürchten, dass der Trend einer allgemein fallenden Zahl 
von Verkehrsunfällen in Deutschland durch die Entkriminalisierung gebrochen wird. Allerdings ist darauf hin-
zuweisen, dass sich die Zahl der Personen unter Drogeneinfluss in Straßenverkehrsunfällen in den letzten Jah-
ren stetig erhöht hat (2001: 1.081; 2011: 1.442; 2021: 2.421, siehe Zeitreihen 2.2 in (DESTATIS, 2022)). Um 
den Einfluss von Cannabis bestimmen zu können, sollte diese Substanz künftig separat in entsprechenden Sta-
tistiken erfasst werden. 

Offene Fragen zum Gesetzentwurf und Vorschläge zur Verbesserung 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab Konsumierende zu entkriminalisieren, jedoch begehen Konsumierende bei 
Vorhalten eines Vorrats von über 30g eine Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geldstrafe von bis zu 25.000€ 
geahndet werden kann. Die Höhe dieses Bußgelds erscheint nicht im Einklang mit dem ausgegebenen Ziel der 
Entkriminalisierung und sollte deutlich verringert werden. 

Ein weiterer Aspekt betrifft die Versorgung mit Cannabis zum Eigengebrauch. Den Konsumierenden wird zwar 
der Erwerb gestattet, jedoch bleibt der Handel weiterhin verboten. So bleibt der einzige legale Versorgungs-
weg der Eigenanbau. Im Sinne des Gesundheitsschutzes sollte die explizite Erlaubnis von sogenannten Canna-
bis Social Clubs gestattet werden. Diese nicht profitorientierten Anbauvereine stellen nicht nur eine qualitäts-
gesicherte Versorgung von Cannabis für Mitglieder sicher, sie verpflichten sich ebenfalls der Prinzipien der 
Schadensminimierung (z.B. Informationen zum sicheren Konsum; Kommunikation des Wirkstoffgehaltes). Die-
se Anbauvereine wären also eine niedrigschwellige Alternative zum Schwarzmarkt und Eigenanbau. Da bei 
diesen Anbauvereinen im Gegensatz zu kommerziellen (legalen oder illegalen) Versorgungsmodellen kein Inte-
resse zur Konsumsteigerung der Mitglieder besteht (Belackova et al., 2016), könnte durch diese Versorgungs-
form auch der Gesundheitsschutz gestärkt werden. Deutschland könnte aus den Praxiserfahrungen aus Belgien 
und Spanien lernen (siehe z. B. (Decorte et al., 2017)) und sollte diese Anbauvereine rechtssicher regulieren. 

Unklar ist, wie genau die Strafverfolgungsbehörden in Zukunft mit Cannabisprodukten umgehen sollten, die 
weder in Blüten- noch in Harzform vorliegen. Die Entwicklung des legalen Cannabismarktes in Nordamerika 
zeigt, dass Cannabiskonzentrate, vor allem in Form von Kartuschen für Verdampfgeräte, an Attraktivität ge-
winnen. Diese Produkte sind bereits jetzt in kleiner Zahl auf dem europäischen Markt präsent. Im Sinne der 
Entkriminalisierung wäre es, dass auch Konsumierende von Konzentraten keine Strafverfolgung erfahren. Ein 
pragmatischer Vorschlag wäre es äquivalente Einheiten im Gesetzestext zu formulieren, wie bspw. im Cannabis 
Act in Kanada (1g Cannabisblüten = 0.25g Cannabiskonzentrat, siehe Schedule 3: (Government of Canada, 
2018)). 
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